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KINDER IN DER WELT

In Italien sind Kinder heute eine Mutprobe
Die Wirtschaftskrise und die fehlende staatliche Unterstützung für junge Eltern sind zentrale Ursachen für die tiefen Geburtenzahlen

ULRIKE SAUER, AMELIA

In den Augen von Antonella Mucca ist
Italien in eine demografische Krise ge-
schlittert. Eine Geburtenkrise, wie sie
kein anderes europäisches Land erlebt
hat. «Früher kam es vor, dass ich in einer
Schicht sechs Babys auf die Welt holte»,
erzählt die Hebamme. Sie hat vor 32
Jahren in den Kreisssälen von Spoleto
und Foligno, zwei Städten in der zen-
tralitalienischen Region Umbrien, zu
arbeiten begonnen. Heute gibt es Tage,
an denen in diesen Spitälern kein ein-
ziger erster Schrei erklingt. «In Italien
ist Kinderkriegen zur Mutprobe gewor-
den», sagt Mucca.

Mythos Grossfamilie

Eine Stunde lang erzählt sie in einem
Strassencafé hinter dem antiken Stadttor
in ihrem Heimatort Amelia vom Gebä-
ren in Italien, das früher einmal das Land
der «bambini» war. «Vor drei Tagen habe
ich einen neuen Schwangerschaftskurs
mit vier Teilnehmerinnen gestartet», sagt
sie und schüttelt resigniert ihren kurz-
geschnittenen Schopf. «Alle vier Frauen
erwarten ihr erstes Kind, die jüngste ist
27, die älteste 40 Jahre alt.» Auch hier
in Umbrien macht sich der Nachwuchs
immer rarer. Bei ihrem ersten Geburts-
vorbereitungskurs 1998 sassen fünfzehn
werdende Mütter im Raum.

Die Grossfamilie ist einer der Mythen
Italiens. Mit der Realität hat er nur noch
wenig zu tun. Antonella Mucca ist eine
Tochter des Wirtschaftswunders. Sie ge-
hört wie eine Million Italienerinnen und
Italiener zum Jahrgang 1964. Nie zuvor
und nie danach wurden in Italien so viele
Kinder geboren. Die Geburtenrate stieg
damals auf 2,7 Kinder pro Frau im ge-
bärfähigen Alter, ein Rekordwert. Das
Land strotzte in den sechziger Jahren vor
Zuversicht und Vitalität. Die Italiener
schlossen in einer turbulenten Aufholjagd
zu den führenden Industrienationen auf
und traten 1975 dem Klub der G-6-Län-
der bei. In den Ferien erlebten Ausländer
ein lebensfrohes, kindervernarrtes Land,
in dem die Jüngsten bis tief in die Som-
mernacht auf der Piazza tobten.

Geburtenkrise statt Babyboom

Doch der Babyboom schlug dreissig Jahre
später in einen dramatischen Geburten-
rückgang um. Der Demograf Anto-
nio Golini hatte als erster Wissenschaf-
ter auf das «demografische Malaise» auf-
merksam gemacht. Dem emeritierten
Professor der römischen Universität La
Sapienza und ehemaligen Präsidenten des
Statistikamtes Istat fiel über Jahrzehnte
die Rolle der Kassandra zu. 1995 stürzte
die Geburtenrate in Italien auf 1,19 Kin-
der ab, den niedrigsten Wert auf der gan-
zen Welt. Überall fragten sich die Exper-
ten erstaunt:Was ist mit Italien los? In der
Öffentlichkeit erregte der scharfe Nieder-
gang der Kurve kaum Interesse. Obwohl
jetzt Babyboomer wie Antonella im zeu-
gungsfähigen Alter waren, sank die Zahl
der Geburten drei Jahrzehnte nach dem
Rekord von 1964 auf 526 000. Das Thema
blieb vorerst aber tabu, und demografisch
ging es mit Italien unentwegt abwärts.

2015 erreichten die Italiener einen
neuen Meilenstein auf ihrem Weg in
eine schrumpfende, überalterte Gesell-
schaft. Die Zahl der Neugeborenen sank
auf 485 000 und wurde erstmals in Frie-
denszeiten von der Zahl der Verstorbe-
nen übertroffen. Im vergangenen Jahr
kamen noch 435 000 Babys auf die Welt.
Der natürliche Bevölkerungsaustausch
fiel auf den niedrigsten Wert seit 1918,
als das Gemetzel des Ersten Weltkriegs
endete: Auf 100 Verstorbene kommen
nur noch 67 Neugeborene. «In Italien ist
die demografische Falle zugeschnappt»,
schrieb Golini 2019 in seinem Buch «Ita-
liani poca gente» (Italiener, wenig Leute).

Die demografische Krise des traditio-
nell familienorientierten Landes deckt
sich weitgehend mit der Misere der Gene-
ration der 20- bis 40-Jährigen, die in Ita-
lien an den Rand der Gesellschaft ge-

drängt wurden. Die 38-jährige Arianna
Gabrieli etwa ist Forscherin am Mai-
länder Krankenhaus Sacco und hat den
Virusstamm der ersten vier italienischen
Corona-Patienten identifiziert. Staatsprä-
sident Sergio Mattarella zeichnete sie für
diese Leistung mit dem prestigereichen
Ehrentitel «Cavaliere della Repubblica»

aus. Gabrieli erzählte bei dieser Gelegen-
heit, dass alle Forscher ihres Teams ohne
Festanstellung seien. «Ich bange seit 2016
jedes Jahr um die Verlängerung meines
Vertrags», sagte sie. Doch mit dem Al-
ter werde es immer schwieriger, sich als
Scheinselbständige mit 1500 Euro Gehalt
im Monat, ohne 13. Monatslohn, ohne
bezahlte Ferien und ohne Krankengeld
über Wasser zu halten. – Die Forsche-
rin ist in Italien kein Einzelfall. Das Pre-

kariat ist heute das Schicksal einer gan-
zen Generation. Und die finanzielle Un-
sicherheit ist der Hauptgrund dafür, dass
es sich die sogenannten Millennials oft
nicht erlauben können, an die Gründung
einer Familie zu denken. Die Folge: Ita-
lienerinnen bringen statistisch nur noch
1,29 Kinder zur Welt. Der europäische
Schnitt liegt bei 1,6. Um die Bevölke-
rungsentwicklung zu stabilisieren, müsste
die Geburtenrate bei 2,0 liegen.

«Wir müssen auf bessere Zeiten
warten», lautet das Mantra der meis-
ten jungen Italiener. In ihrem italieni-
schen Freundeskreis würden 90 Pro-
zent der Paare eigentlich gerne Kinder
bekommen, sagt Anja Palm. Aber eben
«irgendwann später» oder «wenn die Si-
tuation es erlaubt». Das grösste Hemm-
nis sieht die 28-jährige Deutsch-Italie-
nerin in den unsicheren Anstellungs-
verhältnissen und den niedrigen Löh-
nen. «Ohne Geld und ohne Perspektive
kommt man gar nicht auf die Idee, Kin-
der zu bekommen», sagt sie.

Palm hat in Bologna, Paris und Lon-
don Internationales Recht studiert und
in Rom nach dem Hochschulstudium mit
viel Glück einen befristeten Projektver-
trag ergattert, der mit 1100 Euro dotiert
war. Für die Miete einer kleinen Woh-
nung in der Hauptstadt gehen im Monat
mindestens 700 Euro drauf. Als Palm

2019 in Brüssel eine gut bezahlte Stelle
angeboten bekam, verliess sie Italien.Wie
so viele ihrer Altersgenossen.

Nach der schweren Finanzkrise, von
der sich Italien wirtschaftlich bis heute
nicht erholt hat, ist die Emigration
rasant angestiegen. In den vergangenen
fünf Jahren suchten 200 000 junge Ita-
liener ihr Glück im Ausland. Auch das
wirkt sich negativ auf die Demografie
aus. Jeder dritte Auswanderer verfügte
zudem über einen Universitätsabschluss.

Höchstens ein Einzelkind

Im Vergleich zu anderen Ländern wen-
den sich italienische Paare dem Thema
Nachwuchs deshalb auch erst später
zu, und dann kann es schwierig werden,
überhaupt noch ein Baby zu bekommen.
Stefania Fusilli erlebt das in ihrem Pra-
xisalltag. Die Gynäkologin aus Bologna
ist auf medizinisch unterstützte Fort-
pflanzung spezialisiert. Dass in Italien
so wenig Kinder auf die Welt kämen,
habe verschiedene Gründe, erklärt sie.
Der schwierige Berufseinstieg und Auf-
bau einer Karriere veranlasse viele dazu,
die erste Schwangerschaft immer wei-
ter aufzuschieben. Hinzu kämen nega-
tive Umwelteinflüsse wie Strahlungen
und Pestizide in Nahrungsmitteln, wel-
che die männliche Zeugungsfähigkeit be-
einträchtigten. Viele Eltern könnten sich
aber auch höchsten noch ein Einzelkind
leisten. Denn der Staat halte sich aus der
Unterstützung der Familien vollkommen
heraus, kritisiert die Ärztin.

Mit Kindergeld, Steuerfreibeträgen,
Elternzeit, staatlichen Betreuungseinrich-
tungen, gezielter Frauenförderung und
flexiblen Arbeitszeiten bemühen sich die
europäischen Nachbarn mehr oder weni-
ger erfolgreich, Paaren das Kinderkrie-
gen zu erleichtern. In Italien gibt es sol-
che Fördermassnahmen nur in rudimen-
tären Ansätzen. Das liegt nicht allein am
finanziellen Engpass. Das Desinteresse
der Regierungen in Rom an den demo-
grafischen Fehlentwicklungen hat auch
politische Gründe. Da Kinder bei Wah-
len keine Stimme abgeben und die Gene-
ration der potenziellen Eltern bereits zu
einer gesellschaftlichen Minderheit ge-
worden ist, interessieren die Belange
junger Familien die Parteien viel zu we-
nig. Die Politiker richten ihre Programme
lieber gezielt auf die Interessen der zah-
lenmässig dominierenden Bevölkerungs-
gruppen in fortgeschrittenem Alter aus.

Das bringt zwar am meisten Stimmen,
ist aber höchst kurzsichtig. Italien hat den
kommenden Generationen einen Schul-

denberg von 2467 Milliarden Euro aufge-
laden. In keinem Land bedroht die demo-
grafische Misere die Zahlungsfähigkeit
des Staates und die Altersversorgung so
stark wie in Italien. Bereits heute hemmt
die Überalterung der Gesellschaft das
Wirtschaftswachstum.

Zu wenig Kitas

Verstärkt wird die Geburtenkrise aber
auch durch eine kulturelle Eigenart. Die
traditionell starken Familienbande ver-
anlassen die Eltern dazu, sich sehr um
den sozialen Status des Nachwuchses zu
sorgen. Mit den hohen Erwartungen set-
zen sich die Italiener selbst unter Druck.
Die Bevölkerungswissenschafter Maria
Castiglioni und Gianpiero Dalla Zuanna
bringen das auf die griffige Formel: «Zu
viel Familie, zu wenig Kinder.» Das über-
triebene Verantwortungsgefühl erhöhe
die Kosten eines Kindes und verstärke
damit die Geburtenkrise, schreiben sie.
Weil Italiener Kinder als Privatange-
legenheit betrachteten, hätten sie mit
ihren hohen Investitionen in diese zu-
dem den Ausbau staatlicher Unterstüt-
zung für Familien gebremst.

In Amelia sind die Folgen evident.
Antonella Mucca arbeitet heute im gynä-
kologischen Behandlungs- und Bera-
tungszentrum des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes. Die Ausstattung ist mise-
rabel. Es steht kein einziges Ultraschall-
gerät zur Verfügung, der Gynäkologe reist
nur mittwochs aus der Provinzhauptstadt
Terni an. Frauen wenden sich darum oft
gleich an Privatpraxen, wo sie jede Unter-
suchung dann aus eigener Tasche bezah-
len. In dem umbrischen Hügelstädtchen
mit 11 000 Einwohnern und einem weit-
läufigen Einzugsgebiet gibt es nur zwei
Kitas. Beide sind privat. In den Grossstäd-
ten ist die Situation nicht unbedingt bes-
ser. Es gibt wenig Betreuungsangebote
für Kleinkinder und kaum Plätze, die be-
zahlbar sind. Zudem sind in der Stadt die
Hürden noch höher. Die Wohnungen sind
kleiner und teurer, und die Grosseltern
wohnen seltener um die Ecke. «Mission
impossible», so überschrieb die Tages-
zeitung «Repubblica» neulich die Nach-
richt, dass 2019 37 000 Mütter nach der
Geburt ihren Job gekündigt hätten.

Verschärft durch die Pandemie

In Zeiten von Covid-19 haben sich die
wirtschaftlichen Nöte der jungen Gene-
ration noch dramatisch verschärft. Frauen
und Kinder sind die grössten Verlierer
der Corona-Krise. Die Pandemie offen-
barte die gesellschaftliche Geringschät-
zung für sie besonders deutlich. Noch vor
dem Lockdown wurden am 5. März lan-
desweit die Schulen geschlossen und bis
zur Sommerpause nicht mehr geöffnet.

Die Regierung verabschiedete in
den vergangenen vier Monaten Hilfs-
massnahmen für alle möglichen von der
Krise betroffenen Bevölkerungsgrup-
pen. Die Jüngsten und ihre berufstätigen
Eltern wurden jedoch vergessen. Nach
mehr als sechs Monaten will man nun
am 14. September auch 7,6 Millionen ita-
lienische Schüler wieder in ihr normales
Leben zurückkehren lassen.Wie das mit
den neuen Abstandsregeln gelingen soll,
ist noch unklar.

Bescheren die sechzig Tage strik-
ter Quarantäne dem kinderarmen Ita-
lien nun wenigstens einen kleinen Baby-
boom? Antonella Mucca glaubt nicht
daran. In Amelia habe es seit dem Lock-
down nur zwei neue Schwangere ge-
geben. «Zum Kinderkriegen gehört bei
uns viel Mut, heute mehr denn je», be-
tont die Geburtshelferin.

Familien mit Kindern werden in Italien mehr und mehr zu einer Minderheit. Im Bild eine Szene in Sizilien. GORAN BASIC / NZZ

Italienerinnen bringen
statistisch nur noch
1,29 Kinder zur Welt.
Der europäische
Schnitt liegt bei 1,6.

«Ich mache mir mein Vorbild selbst»

Eduard, was ist ein Kind?
Ein weisses Blatt. Bei der Geburt steht
nichts drauf. Dann wird das Blatt be-
schrieben, von den Eltern und der Um-
gebung. Bis ein Buch entsteht.
Was darf ein Erwachsener?
Die Erwachsenen haben mehr Freiheit,
aber auch mehr Pflichten. Manchmal
sind sie von den Pflichten ganz einge-
schlossen und wünschen sich, wieder ein
Kind zu sein.
Wo möchtest du leben, wenn du gross
bist?
In Kanada. Hier ist es mir zu heiss.
Wen hast du am liebsten?

Weiss nicht.
Hast du ein Vorbild?
Nein. Ich mache mir mein Vorbild selbst.
Wie gehst du zur Schule?
Zu Fuss. Das gefällt mir besser als mit
dem Bus.
Was möchtest du später einmal werden?
Ich möchte studieren.Vielleicht Psycho-
logie.
Warum?
Um zu verstehen, wie die Leute funktio-
nieren. Warum der eine so tickt und der
andere anders.
Bist du manchmal traurig?
Früher war ich oft traurig. Seit ich
Karate mache, kaum mehr. Ich war sehr
sensibel. Jetzt bin ich härter.
Was machst du, wenn dir langweilig ist?
Videogames.
Wie war das während der Corona-
Sperre?
Das hat mir eigentlich gut gefallen: nicht
so viele Leute rundum, nicht so viel Wir-
bel, mehr Zeit für mich selbst.

Interview: Andres Wysling

KINDER IN DER WELT
Dieser Artikel ist Teil der Sommerserie
«Kinder in der Welt», in der Korrespon-
denten von Kindern erzählen, mit ihnen
sprechen und über die Gesellschaft
schreiben, in der diese Kinder aufwach-
sen. Lesen Sie nächste Woche über die
syrischen Flüchtlingskinder in der Türkei.

Eduard Dumitru
Secara
12 Jahre, RomPD
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«Das Alter allein darf
kein Kriterium sein»

Gerade in aussergewöhnlichen Zeiten,
in welchen sich die Verhältnisse, Er-
kenntnisse und Erfahrungen ebenso
häufig wie rasch ändern können, ist
es ratsam, Originaltexte von relevan-
ten Dokumenten zu konsultieren, an-
statt vorgefasste Meinungen zu ver-
breiten. So war Herr Höpflinger offen-
bar nicht auf der Höhe der Zeit, als er
im Interview (NZZ 18. 7. 20) vom BAG
eine Checkliste mit Vorerkrankungen
forderte, welche für die Umschreibung
von Risikogruppen im Zusammenhang
mit dem Coronavirus massgebend sein
sollen. Ein solch detaillierter Katalog
war nämlich schon längst in der letzten
Fassung der Covid-19-Verordnung 2 in
Artikel 10b sowieAnhang 6 samt medi-
zinischen Fachbegriffen enthalten. Im
Übrigen wäre Herr Höpflinger wohl an
vorderster Front der Kritiker gestan-
den, wenn die Behörden trotz ersten
Erkenntnissen und Vermutungen, wo-
nach ältere Personen durch die Pande-
mie einem erhöhten Risiko ausgesetzt
sind, diese nicht auch besonders ge-
schützt hätten.

Jürg Marti, Reinach

«Es muss
ein Gesamtkunstwerk
bleiben»

Endlich ein Interview, in dem die gros-
sen Leistungen von Heidi Weber an-
gemessen gewürdigt werden. Ihr allein
haben wir das wunderbare Museum zu
verdanken, das jetzt, in neuemGlanz, für
Zürich leuchtet. Trotzdem: Als Erstes
liess die Stadt ihren Namen verschwin-
den, Le Corbusier muss genügen! Heidi
Weber würde da nur unnötig ablenken.
Die Stadt hat es bis heute verpasst, sie
zu würdigen.Der alleinige Ehrenbürger
von Zürich ist – sozusagen von Amtes
wegen – der Abt von Einsiedeln. Er
hätte sicher nichts dagegen, dieseWürde
mit HeidiWeber zu teilen.

Peter Jenny-Lüthi, Ennenda

Das Interview (NZZ 17. 7. 20) zeigt, was
Heidi Weber mit privater Initiative,
Idealismus,Überzeugungsarbeit,Risiko-

bereitschaft und unermüdlichemKampf
gegen die Behörden erreicht hat.

Dass die heutigen Zürcher Stadt-
behörden dieses einmalige Werk Cor-
busiers und herausragende Architek-
turdenkmal der Schweiz sich nun unter
den Nagel reissen und den Namen der
Initiantin womöglich entfernen wollen,
ist absolut schändlich. Bin aber keines-
wegs erstaunt, da es gängige Praxis vie-
ler Politiker aller Couleur ist, sich mit
fremden Federn zu schmücken und
alles zu tun, um Privatinitiativen zu be-
hindern und mit behördlichenAuflagen
zu verunmöglichen.Den Politikern, statt
den kreativen Künstlern, errichtet man
bronzene Statuen und stellt sie an den
prominentesten Stellen auf,wo sie,wenn
dann Licht ins Dunkel kommt, herunter-
gerissen werden.

Rob Linder, Muntelier

Gleiches Steuerrecht
für alle

Apple hat in Irland teilweise 0,005 Pro-
zent Steuern «bezahlt». Amazon «ver-
steuert» in Luxemburg. Jedem ist klar,
das sind Umgehungskonstruktionen.
Trotzdem hat das Gericht der Europäi-
schen Union soeben entschieden, dass
Apple in Irland keine Steuern nachzah-
len muss (NZZ 15. 7. 20). Aber es sind
nicht nur die US-Kartelle, die keine
Steuern zahlen. Die meisten Konzerne
in Europa nützen Steuerumgehungs-
modelle. Auch der österreichische Ex-
Finanzminister Hans Jörg Schelling
hat mit Möbel Lutz in Malta versteu-
ert. Dabei wäre es so einfach, den Zau-
ber abzustellen: eine europaweite Min-
destkörperschaftssteuer von 20 Prozent
und Strafzölle von 20 Prozent auf allen
Transaktionen mit Ländern, die die-
sen Satz unterschreiten. Da aber nie-
mand willens zu sein scheint, dies um-
zusetzen, gebieten die Fairness und
das Menschenrecht auf Gleichbehand-
lung, jedem Firmenbetreiber die glei-
chen Fluchtmöglichkeiten zur Steuer-
umgehung zuzugestehen.

Chris Veber, A-Innsbruck

Wird der Flugverkehr
umweltfreundlicher?

Im Artikel «Schweizer Airlines locken
ans Meer» (NZZ 17. 7. 20) wird über
ökologische Verbesserungen neuer
Flugzeugtypen berichtet. Sie stos-
sen weniger CO2 aus und sind «viel
leiser». Stimmt das? Ausführlich be-
sprochen wird das neue Flugzeug der
Helvetic Airways von Martin Ebner:

«E195-E2 . . . stösst im Vergleich zum
A320 rund 30 Prozent weniger CO2

aus.» Dieser Flugzeugtyp enthält mit
134 Sitzen 30 Prozent weniger Plätze
als der A320 mit 196 Sitzen. Pro Passa-
gier ist folglich der CO2-Ausstoss beider
Flugzeugtypen gleich gross. Und weil
statt zwei A320-Flügen drei E195-E2
Flüge notwendig sind, um die gleiche
Passagierzahl zu befördern, wird der
Fluglärm insgesamt nicht geringer.

Hans Göschke, Binningen

Sinnloser Casus Belli

Der «Kniff» des Zürcher Stadtrates
mit der Wertberichtigung der Investi-
tionen für das Stadtspital Triemli be-
wegt offenbar noch immer einige poli-
tische Gemüter. In der Sitzung des
Gemeinderates vom 8. Juli wurde
dem Stadtrat von der FDP Missach-
tung des Gemeindegesetzes vorge-
worfen, und die SVP prangerte einen
Gesetzesbruch an.Die Mehrhit geneh-
migte trotzdem die städtische Rech-
nung 2019 samt jener des Stadtspitals
Triemli. Und jetzt soll der Streit den
Bezirksrat beschäftigen. Strittig ist
nüchtern betrachtet die Interpreta-
tion von Paragraf 132 Abs. 2 des Ge-
meindegesetzes, in dem es heisst: «Ist
auf einer Position desVerwaltungsver-
mögens eine dauerndeWertminderung
absehbar, wird deren bilanzierterWert
berichtigt.»
Die Verordnung des Regierungsrates
schreibt dazu vor, dass die Prüfung auf
Wertminderung jährlich vorzuneh-
men sei. Der Stadtrat von Zürich, in
Übereinstimmung mit der städtischen
Finanzkontrolle, durfte also in guten
Treuen davon ausgehen, dass seinVor-
gehen gesetzeskonform sei. Aber das
kantonale Gemeindeamt interpretiert
offenbar den Begriff «dauernde Wert-
minderung» nicht so, wie es die städ-
tischen Finanzfachleute getan haben,
denen nun ungesetzliches Handeln
vorgeworfen wird. In der Stadtzürcher
Politik wird eine solche Meinungs-
differenz zum Casus Belli, statt dass
man sich um eine Lösung des Pro-
blems bemüht.
Als alter FDP-Finanzpolitiker kann ich
mich darüber nur wundern. Es geht ja
eigentlich darum, die Erfolgsrechnung
des Stadtspitals Triemli von der Belas-
tung durch eine Fehlinvestition zu be-
freien und ihr nur die Kosten der be-
trieblich erforderlichenAnlagen anzu-
rechnen. Das ist mit Blick auf die kan-
tonale Spitalfinanzierung sinnvoll und
erwünscht, damit saubere Grundlagen
für die Bestimmung der Fallpauscha-
len vorhanden sind. Die sollten doch
zu schaffen sein, ohne dass sich Politi-
ker in die Haare geraten.

Rudolf Bolli, Zürich

TRIBÜNE

Schulische Integration
ist ein Menschenrecht
Gastkommentar
von ERIC SCHERER

Was haben Finnland und Kanada gemeinsam? In der Pisa-Studie
belegen sie Spitzenplätze. Eine zentrale Gemeinsamkeit: Beide
haben ein 100 Prozent integratives Schulsystem.Alle Kinder mit
besonderen Bedürfnissen werden in der Regelschule unterrich-
tet. Alle Formen von Sonderschulen sind abgeschafft. Neben
Pisa gibt es eine ganze Anzahl von weiteren Studien, die ein-
deutig aufzeigen, dass das integrative Schulmodell dem segre-
gativen deutlich überlegen ist. So hält beispielsweise der Erzie-
hungswissenschafter Klaus Klemm fest, dass «Förderschülerin-
nen und -schüler in integrativen Settings gegenüber denen in
institutionell separierenden Unterrichtsformen einen deutlichen
Leistungsvorsprung aufweisen». Aber auch Regelschüler profi-
tieren und zeigen deutliche Lernerfolge. Nicht zuletzt werden
die soziale Entwicklung und die «Gesellschaftsfähigkeit» aller
Schüler gefördert.

Deutlich werden die Studien in Bezug auf die Sonderschule
als «Schonraumfalle». So führt beispielsweise Brigitte Schu-
mann aus, dass das Stigma des Sonderschulbesuchs die Aus-
bildungschancen der Förderschüler im regulären Berufsausbil-
dungssystem verringere – auch dann, wenn sie zu den 20 Pro-
zent der Sonderschüler gehören, die einen Schulabschluss er-
worben haben. Schülerinnen und Schüler einer Sonderschule
sind fast chancenlos bei der Suche nach einem Ausbildungs-
oder Arbeitsplatz. Sie werden als Kinder bereits in den ge-
schützten Bereich verbannt und kosten so den Staat und die
Gemeinschaft deutlich mehr, als jede integrative Ausbildung
an echten oder empfundenen Mehrkosten verursacht. Schuli-
sche Integration leistet somit auch einen Beitrag zur Entlas-
tung der Sozialsysteme.

Wider den Stand desWissens fährt FDP-Gemeinderätin Yas-
min Bourgeois grobes Geschütz auf (NZZ 28. 2. 20): Sie demon-
tiert das Ziel der schulischen Integration und verschiebt es in den
Bereich der «Folklore». So propagiert sie eine Teilintegration in
Fächern wie Sport, Zeichnen oder Musik. Als «Zeugen» führt
sie «Sonderschullehrpersonen» an, die behaupten, Kinder aus
Regelklassen würden «grosse Rückstände auf ihre gleichaltrigen
Klassenkameraden in der Sonderschule aufweisen». Ein Viertel
der Gesamtkosten für dieVolksschule sollen auf die vier Prozent
Kinder mit erhöhtem Förderbedarf entfallen.

Ungewollt zeigt sie damit auf, wo es hapert. Erstens am poli-
tischenWillen: Inklusion ist ein Menschenrecht. Die Umsetzung
der Inklusion in der Schule ist ein Langzeitprojekt, das Willen,
Visionen und Durchhaltevermögen benötigt. Wir betreten hier
Neuland undmüssen bereit sein,Rückschläge in Kauf zu nehmen.
Zweitens besteht ein fundamentaler Interessenkonflikt: Solange
es die Sonderschule als segregative Einrichtung gibt,wird es echte
Inklusion nie geben.Dass es anders geht, zeigen dieVorreiter der
Pisa-Studie; doch es geht umMacht und Pfründen von Institutio-
nen und einzelnen Lehrern.Drittens hapert es an der wirtschaft-
lichen Betrachtungsweise: Wir haben es uns zur schlechten Ge-
wohnheit gemacht, ständig über die Kosten des Schulsystems zu
diskutieren, und uns dabei in eineArt von Mangelwirtschaft hin-
einmanövriert. Eine Bewertung der Wirtschaftlichkeit von In-
klusion ist jedoch nur bei einer Gesamtbetrachtung der beruf-
lichen Laufbahn der Betroffenen und der Kosten für die Sozial-
systeme möglich. Hier ist klar: Inklusion in der Schule ist eine
sinnvolle Investition und – richtig umgesetzt – ein nachhaltiges
Sparprogramm.

Eric Scherer ist Mitglied des Vorstandes von «insieme21» und Präsident
des Vereins «Inklusion Aargau».

Redaktion Leserbriefe

NZZ-Postfach

8021 Zürich

E-Mail: leserbriefe�nzz.ch

Liebe Anleger,
unser langfristiger Ansatz gewinnt nicht nur Awards.
Er bewährt sich auch in bewegten Zeiten.

Dank unserer genossenschaftlichen Verankerung profitieren Sie von verlässlichen Anlagelösungen.
Wir stellen Sicherheit vor Rendite.
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